
Verwaltungsvorschriften
Richtlinie zur Förderung 

von Vormundschaftsvereinen 
Gl.Nr. 6662.45

Bekanntmachung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren
vom 16. Mai 2019 - VIII 311 -

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richt­

linien und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (VV 
zu § 44 LHO) Zuwendungen zur Förderung der 
den Vormundschaftsvereinen nach § 54 SGB VIII 
übertragenen Aufgaben sowie von diesen durch­
geführten Maßnahmen zur Verbesserung der Un­
terstützung von jungen Menschen im Sinne des 
SGB VIII auf ihrem Weg in die Selbständigkeit.

1.2 Ziel der Förderung ist die Erhöhung der Zahl 
von Vormundschaftsvereinen, die Aufrechterhal­
tung und Steigerung der Qualität deren Arbeit so­
wie die Verbesserung der Unterstützung von jun­
gen Menschen im Sinne des SGB VIII auf ihrem 
Weg in die Selbständigkeit.

1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zu­
wendungen besteht nicht. Die Bewilligungsbe­
hörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermes­
sen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung
Gefördert werden anteilige Personal- und Sachaus­

gaben
2.1 für die zielgerichtete Erfüllung der Aufgaben 

gemäß § 54 Abs. 2 SGB VIII, insbesondere
- die planmäßige Bemühung um die Gewinnung 

ehrenamtlicher Vormünder,
- die Einführung der ehrenamtlichen Vormünder 

in ihre Aufgaben,
- die Fortbildung und Beratung von ehrenamtli­

chen Vormündern sowie
- die Ermöglichung eines Erfahrungsaustauschs 

von ehrenamtlichen und hauptamtlichen Vor­
mündern;

2.2 für die Gewinnung, Fortbildung und Beratung 
von Ehrenamtlichen, die die Mündel auch über die 
Volljährigkeit hinaus beim Übergang zu einer ei-
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genständigen Lebensführung begleiten und unter­
stützen („Begleitpersonen", „Mentorinnen/Men- 
toren").

3 Zuwendungsempfänger
3.1 Antragsberechtigt sind Vormundschaftsvereine 

mit Erlaubnis nach § 54 SGB VIII mit Sitz in 
Schleswig-Holstein.

3.2 Zuwendungsempfänger stimmen ihren Ein­
zugsbereich untereinander und mit den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe ab.

4 Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Maßnahmen müssen in Schleswig-Holstein 

durchgeführt werden.
4.2 Es werden nur Maßnahmen gefördert, die nicht 

von anderer Seite gefördert werden.
4.3 Der Vormundschaftsverein gewährleistet eine 

Personalausstattung, die für eine fachlich qualifi­
zierte Erfüllung der Aufgaben nach Ziffer 2 erfor­
derlich ist. Zur personellen Ausstattung eines Vor­
mundschaftsvereins gehören mindestens eine 
oder ein als Vollzeit- oder Teilzeitkraft angestellte 
Mitarbeiterin oder angestellter Mitarbeiter und bei 
Bedarf weitere geeignete hauptberuflich ange­
stellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Fach­
kräfte). Geeignet im Sinne dieser Vorschrift ist 
eine hauptamtliche Fachkraft in der Regel dann, 
wenn sie über eine staatlich anerkannte Ausbil­
dung, insbesondere in den Bereichen Sozialarbeit, 
Sozialpädagogik, Psychologie oder Rechtswissen­
schaft, verfügt. Die hauptamtliche Fachkraft soll 
neben den in Ziffer 2 genannten Aufgaben auch 
eigene Vormundschaften übernehmen.

4.4 Der Verein hat seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern eine angemessene Fort- und Weiter­
bildung zu ermöglichen. Er hat seine Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter gegen Schäden, die diese 
anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen kön­
nen, angemessen zu versichern.

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Zuwendungsart

Die Zuwendung wird im Wege der Projektförde­
rung als Vollfinanzierung mit Höchstbetragsbe­
grenzung bewilligt. Sie wird als nicht rückzahlba­
rer Zuschuss gewährt.

5.2 Bemessungsgrundlage
Bemessungsgrundlage sind die nachweisbaren 
zuwendungsfähigen Personal- und Sachausgä­
ben, die unter Zugrundlegung eines strengen Maß­
stabes für eine sparsame, wirtschaftliche und 
zweckmäßige Erlangung des Zuwendungszweckes 
unmittelbar entstehen. Alle mit dem Zuwendungs­
zweck zusammenhängenden Einnahmen (z.B. 
Spenden, Teilnehmerbeiträge) sind als Deckungs­
mittel einzusetzen.

5.3 Höhe der Zuwendung
Die Höhe des zu gewährenden Zuschusses be­
trägt pro gefördertem Verein höchstens 50.000 € 
im Jahr. Er richtet sich nach dem aus dem Pro­
jektplan ersichtlichen Personal- und Sachausga­
benbedarf.
In besonders begründeten Ausnahmefällen kann 
der Höchstbetrag überschritten werden.

6 Verfahren
6.1 Antragstellung

Zuwendungsanträge nach dem Muster der An­
lage 1 sind schriftlich bis spätestens 31. Dezem­
ber des vorherigen Jahres beim Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senio­
ren einzureichen. Geht der Antrag später ein oder 
wird erstmals ein Antrag auf Förderung nach die­
ser Richtlinie gestellt, beginnt die Förderung frü­
hestens ab dem Ersten des Monats, in dem der 
Antrag beim Ministerium eingeht. In Anwendung 
von VV Nummer 1.3 zu § 44 LHO gilt bei recht­
zeitiger Antragstellung die Einwilligung in den vor­
zeitigen Maßnahmenbeginn als erteilt. Der An­
tragsteller trägt das Risiko der Ablehnung bzw. 
der Nichtberücksichtigung aus anderen Gründen. 
Eine Entscheidung über die Bewilligung ist mit der 
Einwilligung in den vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
noch nicht getroffen. Für jeden Monat, für den 
nach Satz 3 dieser Ziffer eine Förderung nicht in 
Betracht kommt, vermindert sich der Höchstbe­
trag der Förderung (Ziffer 5.3) um ein Zwölftel.
Mit dem Antrag auf Förderung reicht der Verein 
eine Projektbeschreibung mit detaillierten Ausfüh­
rungen dazu, wie der Vormundschaftsverein im 
Förderzeitraum seine Aufgaben nach Ziffer 2 der 
Richtlinie erfüllen will und welchen Anteil der Ar­
beitskraft (Jahresstunden) die geförderten Fach­
kräfte auf die jeweilige Aufgabe voraussichtlich 
verwenden werden.

6.2 Bewilligung und Auszahlung
Über die Bewilligung bzw. Ablehnung der Zuwen­
dung erhält der Antragsteller einen schriftlichen 
Bescheid. Bei Vorliegen der Voraussetzungen wird 
der Zuschuss abweichend von VV Nummer 7 zu 
§ 44 LHO in vier gleichen Jahresraten gezahlt. 
Die Auszahlung soll im ersten Monat des jeweili­
gen Quartals erfolgen. Auszahlungen ab dem drit­
ten Quartal können nur geleistet werden, wenn 
der Verwehdungsnachweis vollständig eingereicht 
wurde. Dies gilt nicht für das Jahr der erstmaligen 
Antragstellung.

6.3 Nachweis der Verwendung
Der Verwendungsnachweis der Zuwendung (An­
lage 3) ist abweichend von Ziffer 6.1 ANBest-P 
bis zum 30. April des folgenden Jahres dem Mi­
nisterium vorzulegen. Zum Zwecke der Erfolgs-



kontrolle haben die Vormundschaftsvereine bei 
Vorlage des Verwendungsnachweises darzustel­
len, inwieweit die mit dem Projektplan angestrebte 
Erfüllung der Aufgaben erreicht wurde. Hierbei ist 
auf die einzelnen unter Ziffer 2 aufgelisteten Auf­
gaben einzugehen.

6.4 Zu beachtende Vorschriften
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls 
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe­
scheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO i.V.m. der 
entsprechenden Regelung des Landesverwal­
tungsgesetzes (§ § 116, 117, 117 a LVwG), soweit 
nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelas­
sen sind.

6.5 Sonstige Verfahrensregelungen
In besonders begründeten Ausnahmefällen kann 
das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Ju­
gend, Familie und Senioren im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium Ausnahmen von den nach 
dieser Richtlinie zu erfüllenden Voraussetzungen 
zulassen.

7 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2019 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 
2021.
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